
Kombinat in B. bezog und die für die Lieferung erfor­
derlichen Warenbegleitscheine ausstellte. Die Bezah­
lung der Waren sollte von der „Cura“ OHG erfolgen 
aus einem von dieser beim Kombinat B. und beim 
Stadtkontor Berlin errichteten, jedoch zur Zeit nicht 
realisierbaren Konto über 64 000,— DM. Der Angeklagte 
ging auf diesen Vorschlag ein.

Von Anfang Februar 1950 bis zum 17. Juli 1950 wur­
den zwischen K. und dem Angeklagten die Geschäfte 
in der Weise abgewickelt, daß der Angeklagte beim 
Kombinat B. und der WB „Kali und Salze“ in H. 
chemische Erzeugnisse, wie Bromkalium, Tetrachlor­
kohlenstoff, Pottasche u. a. unter der Firma „Semira“ 
bezog und die Warenbegleitscheine für diese Waren den 
Lieferfirmen übermittelte. Die Lieferungen erfolgten 
auftragsgemäß an Speditionsunternehmer im demo­
kratischen Sektor Berlins und wurden dann von dem 
Angeklagten an die „Cura“ OHG im Westsektor wei­
tergeleitet. Die Bezahlung der Warenlieferung erfolgte 
aus dem Guthaben der „Cura“ im demokratischen Sek­
tor in der Form, daß die zum Ausgleich der Rechnungen 
erforderlichen Beträge auf das Konto der „Semira“ 
überwiesen wurden. Die Zahlungen wurden hier buch­
mäßig als Eingang für erfolgte Warenlieferungen er­
faßt und danach sofort auf das Konto des elektrochemi­
schen Kombinats B. bzw. der WB „Kali und Salze“ in 
H. überwiesen. Die Höhe des Warenumsatzes ist in 
ihrer Gesamthöhe von der Strafkammer nicht genau 
festgestellt, beträgt jedoch nach den tatsächlichen 
Feststellungen mindestens 50 000,— DM.

Neben diesen Warenbezügen hat der Angeklagte bei 
seinen über das Vertragskontor laufenden Bedarfs­
anforderungen für die „Semira“ den Warenbedarf der 
„Cura“ OHG mit berücksichtigt und die über den ge­
ringen Eigenbedarf der „Semira“ hinausgehenden 
Warenmengen auf dem oben dargestellten Wege in den 
Westsektor zur Verfügung der „Cura“ OHG geleitet.

Der Angeklagte hatte weiterhin 10,180 kg Wasser­
stoffsuperoxyd von einer chemischen Großhandlung in 
Sachsen bezogen, die erforderlichen Warenbegleit­
scheine ausgestellt und die für die „Semira“ bestellten 
Waren sofort an Chemikalien-Handlungen im West­
sektor Berlins weitergeleitet.

Den Inhabern zweier Westberliner Chemikalien- 
Handlungen vermietete er im März 1950 Teile seiner 
Betriebsräume und bestellte für diese unter der Deck­
adresse der „Semira“ Chemikalien bei mehreren im Ge­
biet der Deutschen Demokratischen Republik liegenden 
Firmen, stellte die Warenbegleitscheine aus und er­
möglichte diesen beiden Westberliner' Firmeninhabern 
den Bezug von Chemikalien, die dann nach Westberlin 
geleitet, zum Teil aber auch in den Räumen der 
„Semira“ gelagert wurden. Als Gegenleistung über­
nahmen die Westberliner Firmeninhaber die laufende 
Mietzinsverpflichtung der „Semira“ in Höhe von 
600,— DM monatlich.

Auf Grund dieses Sachverhalts hat die 1. Große 
Strafkammer den Angeklagten wegen fortgesetzten 
Verbrechens gegen § 4 der Berliner VO zum Schutze des 
innerdeutschen Handels vom 29. April 1950 in einem 
besonders schweren Falle verurteilt.

... Unbegründet ist der Angriff der Revision gegen 
das Urteil insoweit, als die Strafkammer den Ange­
klagten wegen gewerbsmäßig begangener Verstöße ge­
gen § 4 der Berliner VO zum Schutze des innerdeutschen 
Handels verurteilt hat. Das Vorliegen eines besonders 
schweren Falles auf Grund gewerbsmäßigen Handelns 
des Angeklagten ist von der Strafkammer zutreffend 
bejaht worden. Die Auffassung der Verteidigung, daß 
ein gewerbsmäßiges Handeln nicht vorliege, da der An­
geklagte an den Gewinnen, die K. aus den ungesetz­
lichen Warentransporten gezogen habe, keinen Anteil 
gehabt habe, beruht auf einer grundlegenden Verken­
nung des Begriffs der Gewerbsmäßigkeit der Vor­
schrift des § 4 Abs. 2 Ziff. 6 der VO zum Schutze des 
innerdeutschen Handels. Der Inhalt dieses Tatbestands­
merkmals in § 4 Abs. 2 Ziff. 6 bestimmt sich aus dem 
Zweck und Inhalt dieser Verordnung. Der Zweck des 
Gesetzes ist vom Gesetzgeber in der Präambel beson­
ders hervorgehoben. Es will den innerdeutschen Han­
del als ein für den Aufbau unserer Friedenswirtschaft 
besonders schutzwürdiges Objekt (Zur Lehre vom Ob­
jekt vgl. Benjamin in NJ 1951 S. 588) gegen jeden zer­

setzenden Einfluß wirksam sichern. Der gesetzliche 
Warenverkehr, der der Versorgung der Bevölkerung, 
der ordnungsgemäßen und planmäßigen Durchführung 
des Fünfjahrplans dient, soll durch die Verordnung 
gegen alle Angriffe und Störungen, die die antidemo­
kratischen und imperialistischen Kräfte gegen unseren 
friedlichen Aufbau organisieren, geschützt werden. Das 
Gesetz will mit dem verschärften Strafrahmen des 
Abs. 2 gerade jene Spekulanten und Geschäftemacher 
treffen, die aus der Spaltung Deutschlands und seiner 
Hauptstadt Berlin zum Schaden des deutschen Volkes 
persönlichen Nutzen ziehen und zu ihrem eigenen Vor­
teil ungesetzliche Warenverschiebungen durchführen. 
Aus dieser Zweckbestimmung des Gesetzes ergibt sich, 
daß mit dem Begriff der Gewerbsmäßigkeit die Hand­
lungen erfaßt werden, in denen der ungesetzliche 
Warentransport geschäftliche Zwecke verfolgt und das 
Erzielen von Gewinn oder geschäftlichen Vorteilen er­
strebt wird, wobei der Gewinn oder die Vorteilserzie­
lung in verschiedenen wirtschaftlichen Erscheinungs­
formen auftreten können und der Gewinn nicht not­
wendig aus dem Transport selbst zu erwachsen braucht 
(vgl. OG, Urt. vom 29. November 1951 — 2 Zst. 
71/51 — in NJ 1952 S. 81). Das Tatbestandsmerkmal 
der Gewerbsmäßigkeit erfordert deshalb auch nicht 
notwendig eine Häufigkeit und Wiederholung der 
Transporte oder die Feststellung einer konkreten Wie­
derholungsabsicht des Täters. Auch ein einziger Waren­
transport kann die Voraussetzungen der Gewerbs­
mäßigkeit erfüllen, wenn er nach Art oder Umfang ge­
schäftlichen Zwecken diente und die Erzielung eines 
Gewinns oder Vorteils von Umfang oder Dauer er­
strebt war (vgl. Stegmann-Grube in NJ 1951 S. 500). 
Wird ein ungesetzlicher Warentransport von einem 
Täter begangen, der ein Gewerbe ausübt — wie es 
hier der Fall ist —, so kann dieses Handeln in Aus­
übung eines Gewerbes eine wesentliche Erklärung für 
den Charakter der Handlung und ihre rechtliche Quali­
fizierung geben. Wenn auch nicht notwendig in jedem 
Falle, in dem der ein Gewerbe betreibende Täter die 
Warenbewegung vornimmt, ein gewerbsmäßiger 
Warentransport vorzuliegen braucht, so wird doch in 
der Regel bei einem Handeln in Ausübung eines Ge­
werbes auch ein gewerbsmäßiges Handeln vorliegen.

Die tatsächlichen Feststellungen der Strafkammer 
rechtfertigen daher bedenkenfrei die Annahme eines 
gewerbsmäßigen Handelns des Angeklagten. Als Ge­
schäftsführer der chemischen Fabrik „Semira“ be­
schaffte er dem Mitbeteiligten K. sowie den anderen 
Beteiligten, die ebenfalls Inhaber von Chemikalien- 
Handlungen in Westberlin waren, Chemikalien in er­
heblichem Umfange aus dem Gebiete der Deutschen 
Demokratischen Republik. Seine Firma, die über eine 
entsprechende Gewerbeerlaubnis verfügte, benutzte der 
Angeklagte, um unter diesem Deckmantel die Waren­
beschaffung und deren Lieferung in den demokra­
tischen Sektor Berlins möglich zu machen, und verschob 
sie nach Westberlin an die beteiligten Firmeninhaber. 
Nach den Feststellungen der Strafkammer unternahm 
der Angeklagte diese Warenverschiebungen aus ge­
schäftlichen Gründen zum Zweck der Gewinn- und 
Vorteilserzielung. Das zinslose Darlehn in Höhe von 
20 000,— DM, für das entgegen den Geschäftsgepflogen­
heiten ein Rückzahlungstermin nicht vereinbart war, 
brachte ihm außerordentliche Vorteile und diente der 
Sanierung seines in finanzielle Schwierigkeiten ge­
ratenen Geschäftes. Er ersparte die üblicherweise zu 
leistenden Zinsen, zahlte auch keine Amortisations­
raten und hatte es nicht nötig, für einen Fälligkeits­
termin des Darlehns Vorsorge zu treffen. Auch die 
Übernahme seiner Mietverpflichtungen von monatlich 
600,— DM seitens der Westberliner Empfänger stellt 
eine gewinnbringende Gegenleistung für seine Waren­
lieferungen dar. Der geschäftliche, auf Gewinn- und 
Vorteilserzielung gerichtete Charakter der ungesetz­
lichen Warentransporte liegt somit zweifelsfrei vor. 
Das gewerbsmäßige Handeln folgt darüber hinaus im 
vorliegenden Fall eindeutig aus Art und Umfang der 
wiederholten Warentransporte, die in der Zeit vom 
Februar bis Juli 1950 durchgeführt wurden und 9764 kg 
Bromkalium, 3650 kg Salmiakgeist, 104 020 kg Tetra­
chlorkohlenstoff, 10180 kg Wasserstoffsuperoxyd, ferner 
eine nicht mehr im einzelnen feststellbare, aber doch 
erhebliche Menge anderer Chemikalien im Gesamt­
werte von über 50 000,— DM umfaßten.
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